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Estermann sieht sich in Spital-Frage bestätigt
GESUNDHEITSPOLITIK IN EINEM CVP-POSITIONSPAPIER IST – VOM PARTEIVORSTAND ABGESEGNET – VON SPITALABBAU DIE REDE 

Im Januar setzte sich die Luzer-
ner SVP-Nationalrätin Yvette
Estermann in Sursee in die Nes-
seln, als sie sagte, dass ein Spi-
tal «in jedem kleinen Örtli» viel
zu teuer sei. Die CVP Kanton Lu-
zern machte daraufhin Inserate
mit dem Slogan «CVP. Besser für
unser Land». Jetzt jedoch lacht
Estermann: Die CVP Schweiz will
ebenfalls Spitäler schliessen!

Am 26. Januar fand in Sursee eine Po-
diumsdiskussion zum Thema Bilatera-
le und Personenfreizügigkeit mit Bun-
desrätin Doris Leuthard und der frühe-
ren SVP-Parteipräsidentin Yvette
Estermann statt. Diese sagte  damals,
als die Folgen eines Neins zur Perso-
nenfreizügigkeit diskutiert wurden
und CVP-Kantonsrat und Chefarzt am
Spital Sursee Adrian Schmassmann
die Personalrekrutierungsprobleme
im Gesundheitsbereich schilderte: «Es

ist ja wunderbar, wenn wir in jedem
kleinen Örtli ein Spital haben. Aber in
Rumänien müssen die Spitäler ja auch
schliessen, weil das Personal fehlt.»
Ein Spital in jedem Tal sei zwar schön,
aber das koste Geld. 

CVP Schweiz fordert das Gleiche
«Im Saal wollten einige Personen diese
Wahrheit nicht hören», erinnert sich
Yvette Estermann gut. «Die CVP des
Kantons Luzern investierte sogar Geld
in einige Inserate mit dem Ziel, mich in
der Öffentlichkeit in Misskredit zu
bringen, nach dem Motto: «Wenn es
nach Estermann gehen würde, werden
in der Schweiz Spitäler geschlossen!»
Jetzt reibt sich die Nationalrätin und
Ärztin erneut die Augen: Wie in der
«Zentralschweiz am Sonntag» zu lesen
war, will die CVP Schweiz mit einem
massiven Spar- und Abbauprogramm
die Gesundheitskosten in den Griff be-
kommen. CVP-Chef Christophe Dar-

bellay sprach davon, dass etwa 60 bis
100 von heute 350 Spitälern geschlos-
sen werden könnten.  Daneben solle
der Zugang zu Ambulatorien und Not-
fallstationen erschwert werden. 

Ohne Ausnahmen prüfen
Die CVP habe nun auch die Zeichen der
Zeit erkannt, freut sich Yvette Ester-
mann diebisch. Offenbar wolle die Par-
tei nun ebenfalls noch auf den fahren-
den Zug aufspringen. So habe bereits
Thomas   Cerny (Onkologie-Chefarzt
am Kantonsspital St. Gallen und Präsi-
dent der Krebsliga Schweiz) nämlich
ebenfalls empfohlen, 200 Spitäler zu
schliessen. Und Manfred Manser, Chef
der «Helsana», erinnert Yvette  Ester-
mann, spreche gar davon, dass 270 von
320 Spitälern in der Schweiz geschlos-
sen werden müssten.
«Ich danke für die Unterstützung!»,
sagt Yvette Estermann an die Adresse
der CVP. «Offenbar war im Januar die

Zeit noch nicht reif. Ich habe aber da-
mals  gerne die Vorreiter-Rolle über-
nommen, denn mich können auch bri-
sante Themen nicht abschrecken»,
sagt das Neu-Mitglied der nationalrät-
lichen Kommission für soziale Sicher-
heit und Gesundheit (SGK). Darin will
sie sich für eine Verbesserung der aktu-
ellen Gesundheitspolitik einsetzen. 
Die Kostenexplosion im Gesundheits-
wesen müsse nun endlich gestoppt
werden, ist Yvette Estermann über-
zeugt. Es könne nicht sein, dass die
Schweizerinnen und Schweizer ihre
Krankenkassen-Prämien einfach nicht
mehr bezahlen können. Es sei deshalb
die Aufgabe der Politik, hier Lösungen
zu finden. Ausnahmslos alle Bereiche,
wie Ärzte, Spitäler, Krankenkassen,
die Pharmaindustrie, aber auch Patien-
tinnen und Patienten müssten ihre An-
sprüche korrigieren und eigenverant-
wortlich handeln. «Dieser Vorschlag
ist nicht populär, dafür aber notwendig

und zukunftsorientiert», zeigt sich die
SVP-Politikerin überzeugt. 

CVP Luzern winkt ab
Die CVP Kanton Luzern lehnt sich der-
weil nicht aus dem Fenster. Er kenne
den genauen Inhalt des Positionspa-
piers nicht, dieses sei erst für den Par-
teitag vom 20. Juni traktandiert, ent-
schuldigt sich Parteisekretär und Kan-
tonsrat Adrian Bühler. Auch sei eine
Forderung der CVP Schweiz nicht per
se eine Forderung der CVP Kanton Lu-
zern. Jedenfalls habe sich die Kanto-
nalpartei schon bei der Beratung des
Spitalgesetzes vehement hinter die
drei Luzerner Spitalstandorte Luzern,
Sursee und Wolhusen gestellt. «Die
Spitalversorgung in unserem Kanton
ist optimal», ist Parteisekretär Adrian
Bühler überzeugt. Wenn sie von Yvette
Estermann in Frage gestellt werde,
dann rede die SVP-Nationalrätin an
der Realität vorbei. ANDREA WILLIMANN

«Der Aufschlag wird für viele unverkraftbar»
KATHARINA HUBACHER DIE STELLENLEITERIN DES SOBZ SURSEE ÜBER DIE FOLGEN DER MASSIV STEIGENDEN KRANKENKASSENPRÄMIEN

Im Kanton Luzern dürften die
Prämien für die Krankenkassen
im nächsten Jahr um bis zu 18
Prozent steigen. Katharina Hub-
acher, Stellenleitern des Sozial-
beratungs-Zentrum (Sobz) Stand-
ort Sursee sagt, mit welchen Fol-
gen sie für die ohnehin schon an-
gespannte Situation rechnet.

Was geht Ihnen durch den Kopf,
wenn die Krankenkassen für das
nächste Jahr im Kanton Luzern
eine Prämienerhöhung von bis
zu 18 Prozent ankünden?
Das bereitet mir ehrlich gesagt ziemlich
Bauchweh. Denn ich weiss, dass es
schon jetzt für sehr viele Leute eine enor-
me Belastung ist, die Prämien jeden Mo-
nat zu bezahlen. Es dürfte deshalb für
eine grosse Anzahl Personen unmöglich
werden, den angekündigten Aufschlag
überhaupt noch zu verkraften.

Wie bedeutend sind denn die
Krankenkassenprämien für das
monatliche Familienbudget?
Neben der Miete und dem täglichen
Bedarf sind die Prämien der grösste
Posten. Es ist jeweils ein enormer Be-
trag, der da fortgeht.

Gibt es Zahlen, wie viele Leute
Mühe haben, die Prämien zu be-
zahlen?
Im Kanton Luzern beansprucht rund
ein Drittel der Bevölkerung eine Prämi-
enverbilligung. Man kann davon aus-
gehen, dass diese 135’000 Personen
mehr oder weniger Probleme haben,

die monatliche Prämie zu bezahlen.
Steigen diese derart stark an, wird die-
se jetzt schon hohe Zahl mit Bestimmt-
heit noch grösser. Dann allerdings
stellt sich die Frage, wie der Kanton Lu-
zern reagieren wird.

Inwiefern?
Der Kanton hat zwei Möglichkeiten,
wie er auf diese Situation reagieren

kann. Entweder stellt er mehr Gelder
für Prämienverbilligungen zur Verfü-
gung. Oder aber er belässt es bei den
derzeit 150 Millionen Franken und
verändert den Einkommenssatz, der
zum Bezug von Verbilligungen berech-
tigt, nach unten.

Vor allem Zweiteres hätte wohl
Konsequenzen ...

Und wie. Vielen Leuten, die jetzt Prä-
mienverbilligungen beziehen, würden
die Gelder gestrichen, was diese in arge
Nöte brächte.

Ihrer Meinung nach müsste der
Kanton also die Mittel erhöhen? 
Unbedingt, ansonsten rutschen noch
mehr Menschen in massive Probleme.
Die Politik muss hier wirklich Druck
machen, dass es nicht soweit kommt.

Was kann eine Familie tun, wenn
ihr das monatliche Einkommen
einfach nicht mehr reicht?
Es ist sicher sinnvoll, mit einer Dritt-
person zu schauen, wo beim Budget
noch Einsparungen gemacht werden
können. Aus Erfahrung weiss ich aller-
dings, dass gerade Familien dies meist
schon zuvor sehr gut gemacht haben
und sie nicht noch mehr an der Zitrone
pressen können. Wichtig ist in diesem
Zusammenhang sicher auch zu schau-
en, ob bereits Prämienverbilligungen
beansprucht werden, und dass der An-
trag dazu rechtzeitig eingereicht wird.

Und dann?
Gibt es die Möglichkeit, zusammen mit
der Krankenkasse zu schauen, ob noch
Zusatzversicherungen vorhanden sind,
die gestrichen werden können. Auch die
Erhöhung der Franchise ist ein Thema.
Allerdings raten wir davon ab, wenn
nicht gewisse finanzielle Reserven vor-
handen sind. Sonst gibt es bei einem me-
dizinischen Notfall schnell Probleme, da
man dann einen höheren Kostenanteil
selber bezahlen muss.

Was passiert, wenn jemand die
Prämie nicht bezahlt?
Zuerst wird ein ordentliches Verfah-
ren mit Mahnungen und Betreibung
eingeleitet. Kommt es im Anschluss
zur Ausstellung eines sogenannten
Verlustscheines, muss die zuständige
Gemeinde die Grundprämie überneh-
men. Das Ganze ist ein langwieriger
Prozess, während dem die Kranken-
kasse einen Leistungsstopp verfügt.
Der Betroffene muss also sämtliche
Arztkosten selber tragen. Diese wer-
den erst zurückerstattet, wenn die Prä-
mien wieder in vollem Umfang bezahlt
wurden.

Was nicht ganz einfach sein dürf-
te ...
Das führt tatsächlich zu enormen Be-
lastungen. Ist jemand einmal in dieser
Spirale, kommt er kaum mehr daraus
hinaus.

Gibt es viele, welche die Prämien
nicht mehr bezahlen können?
Über diese Zahlen verfüge ich nicht.
Das ist Sache der einzelnen Gemein-
den. Mir ist aber zum Beispiel bekannt,
dass in der Stadt Sursee einige in die-
ser Situation sind. Allerdings muss
man festhalten, dass einige die Prämi-
en sehr wohl bezahlen könnten.

Sie sprechen jene an, die die
Prioritäten bei ihrem Budget
falsch setzen?
Genau. Die haben meist irgendwelche
anderen Geschichten am Laufen. 
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